
betrieblichen Funktionsplan konkretisiert. Danach ob
liegt diesem Angeklagten als Aufsichtsperson in der 
Abteilung Hauptmechanik die Aufgabe, in seinem Ar
beitsbereich auf die Einhaltung der Brandschutzbestim
mungen zu achten, die Brandsicherheit zu gewährleisten 
und dementsprechend auf die ihm unterstellten Meister 
einzuwirken. Er hat sich durch Kontrollen von der 
Durchführung der erforderlichen Brandschutzmaßnah
men zu überzeugen. Die vom Bezirksgericht an diesen 
Angeklagten gestellte Anforderung, die ihm unterstell
ten Meister bei jeder von ihm angeordneten Arbeit auf 
die Beachtung des Brandschutzes hinzuweisen, ist über
spitzt und trägt sowohl der Funktion des Angeklagten 
als Aufsichtsperson als auch den Gegebenheiten in der 
Produktion und nicht zuletzt auch der Eigenverantwort
lichkeit der Meister, wie sie sich aus der VO über die 
Rechte und Pflichten der Meister vom 28. Juni 1952 
(GBl. S. 564) ergibt, nicht Rechnung. Die nicht gerecht
fertigte Anforderung des Bezirksgerichts an die Pflich
ten des Angeklagten G. ist nicht geeignet, eine klare 
Abgrenzung der Verantwortungsbereiche zu schaffen 
und das Verantwortungsbewußtsein der in der Produk
tion tätigen Aufsichtspersonen zu stärken. Wenn daher 
der Angeklagte G. diesen seinen Aufgaben nachgekom
men ist, dann hat er die ihm als Abteilungsleiter 
obliegenden Pflichten erfüllt. Durch Befragung des An
geklagten Ku. und evtl, weiterer Meister muß Aufklä
rung darüber geschaffen werden, ob und gegebenenfalls 
in welchem Umfange sowie mit welchem Inhalte G. Be
lehrungen und Kontrollen über die Einhaltung der 
Brandschutzbestimmungen vorgenommen hat. Erst 
dann kann zuverlässig festgestellt werden, ob und in
wieweit er ihm obliegende Pflichten verletzt hat und 
etwaige Pflichtverletzungen für das Geschehen am 
Brandtage kausal waren.

Für den Fall, daß G. keine oder nur unregelmäßige 
Belehrungen und Kontrollen vorgenommen hat, würde 
zwar eine Pflichtverletzung festgestellt werden können. 
Gleichwohl würde dadurch noch nicht feststehen, daß 
diese Pflichtverletzung auch kausal für die Brandent
stehung war.

Das könnte dann der Fall sein, wenn die Pflichtver
letzung bewirkt hätte, daß in seinem Tätigkeitsbereich 
die Fragen des Brandschutzes vernachlässigt worden 
sind und darauf auch die unterlassene Belehrung des H. 
durch Ku. zurückzuführen ist. Allerdings muß auch 
insoweit noch geklärt werden, ob die vom Angeklagten 
Ku. behaupteten Schulungen, wie sie in dem bei den 
Akten befindlichen Buch über Arbeitsschutzbelehrungen 
enthalten sind, sich auch auf den vorbeugenden Brand
schutz erstreckten. Sollte es sich ergeben, daß der Ange
klagte Ku. seinen Pflichten zur Belehrung der Arbeiter 
auch über die Einhaltung der Brandschutzbestimmun
gen sonst generell nachgekommen und dies lediglich 
bei Einweisung des Schweißers H. unterblieben ist, so 
könnte daraus noch nicht die Kausalität einer Pflicht
verletzung G.’s für die Brandentstehung hergeleitet wer
den, weil G. für ein einmaliges Versagen Ku.’s, wenn 
dessen Ursache nicht einwandfrei als auf einer Pflicht
verletzung G.’s beruhend festgestellt werden kann, nicht 
verantwortlich ist.

Anders würde es sein, wenn der Angeklagte G. unter 
Übergehung des Angeklagten Ku. den Schweißer H. 
unmittelbar selbst angewiesen hätte, die Schweiß
arbeiten auszuführen. Dann wäre er verpflichtet ge
wesen, sich über den Zustand der Werkzeugausgabe 
zu orientieren und H. konkrete Hinweise für die Be
achtung der Brandschutzbestimmungen zu geben. Hätte 
er dies pflichtwidrig unterlassen, dann wäre diese 
Pflichtverletzung kausal für die Entstehung des Brandes 
gewesen.

Das Bezirksgericht hat die von ihm im Ergebnis — 
mit Ausnahme des Angeklagten G. — grundsätzlich 
richtig festgestellten Pflichtverletzungen der Angeklag
ten als fahrlässige Brandgefährdung nach § 310 a StGB 
beurteilt. Dem vermag nicht zugestimmt zu werden, und 
zwar insofern, als das Bezirksgericht nicht geprüft hat, 
ob das Verhalten der Angeklagten den Tatbestand 
eines anderen, die Anwendung des § 310 a StGB aus
schließenden Gesetzes erfüllt.

Die Tatsache, daß in der Werkzeugausgabe ein Brand 
entstand, hätte Veranlassung sein müssen zu prüfen, ob

das festgestellte Verhalten der Angeklagten für diesen 
Brandausbruch kausal ist. Die vom Obersten Gericht 
insoweit nachgeholte Prüfung hat ergeben, daß sich 
diese Angeklagten der fahrlässigen Brandstiftung schul
dig gemacht haben. Wie bereits dargelegt, hatte die von 
den Angeklagten J. und K. pflichtwidrig unterlassene 
gründliche Kontrolle der Werkzeugausgabe auf Brand
sicherheit und die dadurch unterbliebene Kennzeich
nung des Raumes als feuergefährdet zur Folge, daß der 
in dem Raum vorhandene allgemeine feuergefährdete 
Zustand weiter wirken konnte und vor allem das Hin
zukommen anderer objektiver, die Entfachung eines 
Brandes bewirkender Faktoren, so der ungesicherte 
Umgang mit Feuer oder die Ausführung feuergefähr
licher Arbeiten in diesem Raum, nicht ausgeschaltet 
wurde. Diese im Rahmen des Betriebsgeschehens in 
der Volkswerft St. liegenden objektiven Faktoren 
auszuschalten, war aber Sinn und Zweck der nach 
der Beschaffenheit des Raumes geboten gewesenen, 
gesetzlich vorgeschriebenen, aber unterbliebenen Kenn
zeichnung, die kraft ihrer Wirkung auf alle Betriebs
angehörigen der Volkswerft auch die leichtfertige Aus
führung feuergefährlicher Arbeiten in der Werkzeug
ausgabe verhindert hätte. Damit wird die von der Ver
teidigung vorgetragene Auffassung von der „Unter
brechung des Kausalzusammenhanges“, die im übrigen 
gar nicht möglich ist, infolge unsachgemäßer und unge
sicherter Ausführung der Schweißarbeiten widerlegt, 
weil, bei einer Kennzeichnung des Raumes als feuer
gefährdet der Angeklagte Ku. und auch der Schweißer 
H. auf die Beachtung der in diesen Fällen notwendigen 
besonderen Sicherheitsmaßnahmen h'mgewiesen worden 
wären. Die Verteidigung läßt auch außer acht, daß ein 
strafrechtlicher Erfolg in vielen Fällen nicht allein 
durch die vom Täter gesetzte Bedingung verursacht 
wird, sondern der vom Täter in Bewegung gesetzte bzw. 
nicht verhinderte Geschehensablauf mit anderen Ur
sachen zusammentrifft, die erst durch ihr Zusammen
wirken zu bestimmten gesellschaftsgefährlichen Folgen 
führen. Danach ist festzustellen, daß zwischen der 
Pflichtverletzung der Angeklagten J. und K. und der 
Entstehung des Brandes ein Kausalzusammenhang 
besteht.

Bei sorgfältiger Beachtung der in der Werkzeugaus
gabe vorhanden gewesenen objektiven Bedingungen 
sowie der durch den Betriebsablauf gegebenen viel
fältigen Möglichkeiten des Hinzukommens und Wirk
samwerdens anderer den Brandausbruch begünstigen
der objektiver Umstände hätten die Angeklagten die 
eingetretenen Folgen ihres Verhaltens erkennen kön
nen. Dabei ist es nicht erforderlich, daß sie den kon
kreten Kausalverlauf in allen seinen Einzelheiten vor
aussehen konnten, daß nämlich ein Brand durch 
Schweißen entstehen könnte; ihre Voraussehbarkeit 
brauchte sich vielmehr nur darauf zu erstrecken, daß 
eine allgemeine Gefahrensituation, also die Möglichkeit 
eines Brandausbruches, bestand. Diese angesichts der 
Gesamtsituation in der Werkzeugausgabe notwendigen 
Erwägungen haben sie jedoch, weil sie sich pflicht
widrig nicht die erforderlichen Kenntnisse über den 
feuergefährdeten Zustand des Raumes verschafften, 
nicht angestellt, so daß sie unbewußt fahrlässig den 
Brandausbruch verschuldet haben.

Das gleiche gilt grundsätzlich für den Angeklagten 
Ku., jedoch mit dem Unterschied, daß er durch die 
leichtfertige Nichtbeachtung der ihm über die Werk
zeugausgabe bekannt gewordenen objektiven, eine 
Brandgefahr darstellenden Umstände weder selbst noch 
über den Schweißer H. die auch danach erforderlich 
gewesenen Sicherheitsmaßnahmen bei Ausführung 
der Schweißarbeiten veranlaßte und dadurch' mit 
eine Ursache des Brandausbruchs gesetzt hat. 
Diese Folge seines Verhaltens vorauszusehen, wäre 
der Angeklagte auf Grund der ihm bekannt gewesenen 
Gegebenheiten sowie nach seinen persönlichen Fähig
keiten und Erfahrungen als langjähriger Meister in der 
Volkswerft in der Lage gewesen.

Die Angeklagten J., K. und Ku. hätten daher wegen 
unbewußt fahrlässiger Brandstiftung gemäß §§ 306, 309 
StGB verurteilt werden müssen. Diese Beurteilung 
schließt aber die Anwendung des § 310 a StGB wegen 
seiner Subsidiarität gegenüber §§ 306 bis 309 StGB aus.
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